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Antrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Tobias Reiß, Prof. Dr. Winfried Bausback, 
Alexander König, Tanja Schorer-Dremel, Petra Guttenberger, Dr. Stephan 
Oetzinger, Josef Schmid, Karl Straub, Walter Taubeneder und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred 
Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva 
Gottstein, Wolfgang Hauber, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, 
Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, 
Robert Riedl, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

zur Änderung der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 1 

§ 193a der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag (BayLTGeschO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2009 (GVBl. S. 420, BayRS 1100-3-I), 
die zuletzt durch Bekanntmachung vom 23. November 2021 (GVBl. S. 648) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem bisherigen Abs. 1 wird folgender Abs. 1 vorangestellt:  

„(1) 1Alle Ausschüsse tagen in Abweichung zu der gemäß § 25 Abs. 1 bestimm-
ten Mitgliederzahl in einer Besetzung von insgesamt 11 Mitgliedern, wobei eine Re-
präsentation entsprechend dem Stärkeverhältnis der Fraktionen nach Sainte-La-
guë/Schepers sichergestellt sein muss. 2Die Rechte der Mitglieder des Landtags 
aus § 136 Abs. 1 Satz 2 bleiben unberührt.“ 

2. Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2 und Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„1Mitglieder des Landtags, 

1. die sich in behördlich angeordneter Absonderung befinden,  

2. die aufgrund eines engen Kontakts zu einem bestätigten Fall von COVID-19 
nach den jeweils geltenden Kriterien des Robert Koch-Instituts enge Kontakt-
personen sind,  

3. die Verdachtspersonen im Sinne der Nr. 1.2 Buchst. a der Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege über die Qua-
rantäne von Kontaktpersonen und von Verdachtspersonen, Isolation von positiv 
auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Personen (AV Isolation) sind,  

4. deren am Tage der Ausschusssitzung vorgenommener Selbsttest positiv ist und 
die sich in der verfügbaren Zeit noch keinem Nukleinsäuretest (insbesondere 
PCR-Test) unterziehen konnten,  

5. die aufgrund der aktuellen Coronapandemie eine nahe Angehörige oder einen 
nahen Angehörigen beaufsichtigen, betreuen oder pflegen, und das Mitglied 
keine anderweitige zumutbare Betreuungsmöglichkeit sicherstellen kann,  

6. die aufgrund eines ärztlich bestätigten unterdrückten Immunsystems (z. B. auf-
grund einer Erkrankung, die mit einer Immunschwäche einhergeht, oder wegen 
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Einnahme von Medikamenten, die die Immunabwehr unterdrücken) oder auf-
grund einer anderen ärztlich bestätigten Grunderkrankung, bei der bei Infizie-
rung mit SARS-CoV-2 von einem schweren Verlauf der Erkrankung nach der 
bisherigen Studienlage ausgegangen werden muss, als Risikopersonen anzu-
sehen sind,  

7. denen aufgrund von zur Eindämmung der Coronapandemie auf Grundlage des 
Hausrechts erlassenen Beschränkungen eine Teilnahme an einer Ausschuss-
sitzung in Präsenz nicht möglich ist,  

können nach Bestätigung durch das Landtagsamt an den Sitzungen eines Aus-
schusses durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik teilnehmen.“  

3. Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden die Abs. 3 und 4.  

4. Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und die Angabe „31. Januar 2022“ wird durch die 
Angabe „31. März 2022“ ersetzt.  

 

§ 2 

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt zum 25. Januar 2022 in Kraft.  

 

 

Begründung:  

Aufgrund der fortdauernden Beeinträchtigungen durch COVID-19 und insbesondere der 
stark steigenden Zahl der Neuinfektionen aufgrund der Omikron-Variante ist es erfor-
derlich, die Funktionsfähigkeit des Landtags zu sichern und zu gewährleisten, dass die-
ser jederzeit seine verfassungsrechtlichen Aufgaben, insbesondere die Gesetzgebung, 
wahrnehmen kann. Es gilt, Ansteckungsrisiken durch COVID-19 im Hinblick auf die 
Durchführung erforderlicher Sitzungen des Plenums und der Ausschüsse zu vermei-
den. Zugleich muss die in Art. 22 der Bayerischen Verfassung verankerte Öffentlichkeit 
der Verhandlungen des Landtags gewährleistet werden.  

Dazu wird die Regelung in § 193a der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 
(BayLTGeschO) nochmals verlängert und an die aktuellen Erfordernisse angepasst.  

 

Zu § 1 Nr. 1 

Die Mitgliederzahl aller Ausschüsse des Landtags wird vorübergehend auf 11 reduziert. 
Dies ist die kleinste Anzahl von Ausschussmitgliedern, bei der nach Sainte-La-
guë/Schepers eine im Verhältnis zur aktuellen Fraktionsstärke stehende Repräsenta-
tion aller Fraktionen abgebildet werden kann. Hiermit soll bei den Ausschüssen zur Ver-
meidung von Ansteckungsrisiken die Durchführung von Sitzungen mit einer geringeren 
Anzahl von anwesenden Abgeordneten ermöglicht werden. Jede Fraktion benennt 
rechtzeitig die Mitglieder ihrer Fraktion, die an der jeweiligen Ausschusssitzung teilneh-
men. Diese Mitglieder sind nach § 136 Abs. 1 Satz 1 BayLTGeschO berechtigt und ver-
pflichtet, an dieser Sitzung teilzunehmen. Die übrigen Mitglieder des Landtags verfügen 
weiterhin über ihre Rechte aus § 136 Abs. 1 Satz 2 BayLTGeschO, insbesondere über 
das Recht zur Teilnahme, nicht aber über das Recht zur Teilnahme an Abstimmungen 
in dieser Sitzung.  

 

Zu § 1 Nr. 2  

In den beschriebenen, durch wesentliche Belange – Gesundheitsschutz und Erhaltung 
der Arbeitsfähigkeit des Parlaments – begründeten Ausnahmefällen sollen abweichend 
vom weiterhin bestehenden Regelfall der Präsenz im Landtag auch Zuschaltungen von 
Mitgliedern durch Videokonferenztechnik ermöglicht werden. Neben der behördlichen 
Absonderung soll vor allem auch in den Fällen eine Zuschaltung möglich sein, in denen 
das Mitglied des Landtags enge Kontaktperson einer infizierten Person ist, selbst un-
klare Symptome aufweist, bei denen das Vorliegen einer COVID-19-Infektion noch nicht 
durch eine Testung ausgeschlossen ist oder eine nahe Angehörige bzw. einen nahen 
Angehörigen (z. B. Ehegatte, Lebenspartner/in, Kinder, Eltern) betreuen muss.  
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Das Mitglied informiert die Ausschussvorsitzende bzw. den Ausschussvorsitzenden so-
wie das Ausschussbüro möglichst frühzeitig, dass es von der durch Abs. 2 Satz 1 ge-
schaffenen Möglichkeit Gebrauch machen will. Im Falle des Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 ist die 
ärztliche Bestätigung vorzulegen.  

 

Zu § 1 Nr. 3, 4  

Folgeänderung und Verlängerung der Geltungsdauer bis 31. März 2022. 


